
Die gemeinsam mit der KGSt
konzipierte Veranstaltung

richtete sich in erster Linie an
die für die IT verantwortlichen
Mitglieder kommunaler Verwal-
tungsvorstände. Werner Haßen-
kamp, Präsident der gpaNRW,
freute sich, ein so interessieren-
des Thema ausgewählt zu ha-
ben, konnte er doch über 100
Teilnehmer in den Dortmunder
Westfalenhallen begrüßen. 
In seiner Einleitung sagte Ha-

ßenkamp, dass die gpaNRW in
ihren Prüfungen beobachte, wie
unterschiedlich das Thema IT
und damit die IT-Steuerung or-
ganisiert sei. Unabhängig von
der Größe der Verwaltung sei al-
lerdings klar: Strategische IT-
Steuerung sei eine Kernaufgabe
des Verwaltungsvorstandes und
deren Qualität entscheidet
maßgeblich darüber, wie IT-
Leis tungen bereitgestellt wür-
den.

Sensibilisierung 
der Verwaltungsvorstände

Ziel der Veranstaltung war ne-
ben der Vorstellung und Dis-
kussion der Erkenntnisse der
gpaNRW auch eine Sensibilisie-
rung der Verwaltungsvorstände
für die vielfältigen Herausforde-
rungen der Steuerung kommu-
naler IT. Dies übernahmen
hochkarätige Experten mit ih-
ren Vorträgen. Sowohl Hartmut
Beuß, CIO des Landes NRW, als
auch Dr. Marco Kuhn,Erster Bei-
geordneter des Landkreistages
NRW, griffen in ihren Beiträgen
die aktuellen Anforderungen für
die Kommunen auf: die Umset-
zung der Digitalisierung im All-
gemeinen sowie die Umsetzung
des E-Government-Gesetzes im

Besonderen. Ihr Fazit: Ein “Weg-
ducken” vor diesen Themen sei
nicht (mehr) möglich. Genauso
wenig gebe es einen Musterpro-
zess, den die Verwaltungen
übernehmen könnten. Jede
Kommune müsse in diesem
Punkt ihren Umsetzungsbedarf
ermitteln und priorisieren. Die-
se Aufgaben obliegen der Ver-
waltungsspitze, die es sich un-
bedingt zur Aufgabe machen
müsse, Treiberin und nicht Ge-
triebene der Veränderungspro-
zesse zu sein. Durch die in vielen
Kommunen prekäre Haushalts-
situation biete sich damit gleich-
zeitig die Chance zu einer ver-
stärkten interkommunalen Zu-
sammenarbeit.

Kommunen 
stoßen an Grenzen

Die Veranstaltungsteilnehmer
aus den Kommunen verwiesen
in der nachfolgenden Diskussi-
on vor allem auf ihre bisherigen
Erfahrungen. Geschildert wur-
den Fälle, in denen Verwaltun-
gen bei der praktischen IT-Um-
setzung von Bundes- und Lan-
desrecht an Grenzen stießen.
Vielfach bestünden Schnittstel-

lenproblematiken oder rechtli-
che Unsicherheiten. Umset-
zungswillen und Umsetzbarkeit
bei IT-Vorhaben stünden
durchaus manchmal in einem
Widerspruch. Sowohl Beuß als
auch Dr. Kuhn interessierten
sich sehr für die Probleme vor
Ort und ermunterten die Teil-
nehmer, ihre Erfahrungen in die
anstehenden Evaluationspro-
zesse einzubringen. 
Aus der Praxis berichtete an-

schließend Andreas Hoge. Als
ehemaliger Geschäftsführer ei-
ner kommunalen Anwenderge-
meinschaft koordinierte er ge-
meinschaftliche Beschaffungen
von IT-Dienstleistungen für
über 30 Mitgliedskommunen. In
seiner Zeit als Bürgermeister der
Stadt Steinfurt stand er aber
auch auf der Seite der Nutzer.
Dabei musste er die speziellen
Anforderungen der Verwaltung
der Kreisstadt abstimmen und
wirtschaftlich umsetzen. Hoges
Fazit: IT-Verantwortung gehöre
in den Verwaltungsvorstand
und auch in vermeintlich klei-
nen Verwaltungen könnten und
müssten IT-bezogene Entschei-
dungen von dort getroffen wer-

den. Schließe man sich dabei zu-
sammen, könnten Know-how
gebündelt und umfängliche
Synergien gehoben werden.

Klar definierte 
Verantwortungsbereiche

“Die kommunale IT-Steuerung
braucht auf unterschiedlichen
Ebenen klar definierte Verant-
wortungsbereiche”, so lautete
die zentrale These von Annika
Krellmann, Referentin im Pro-
grammbereich Organisations-
und Informationsmanagement
der KGSt. Sie erläuterte das dort
konzipierte Rollenmodell für die
kommunale IT. Unabhängig von
Größe und Organisation einer
Verwaltung beschreibt es Rollen
und Funktionen, die losgelöst
von den aufbauorganisatori-

schen Strukturen realisiert wer-
den sollten. Dieses Rollenmodell
basiert auf Ergebnissen einer ei-
gens einberufenen Arbeitsgrup-
pe kommunaler Experten der
gesamten Bundesrepublik.
Christoph Gusovius, stellver-

tretender Präsident der
gpaNRW, berichtete schließlich
von den Prüfungserfahrungen
der letzten Jahre. Die Bereitstel-
lung von IT-Leistungen erfolge
in den nordrhein-westfälischen
Kommunen nicht nur durch ei-
gene Infrastrukturen, sondern
auch durch Eigenbetriebe,
Zweckverbände und weitere
Dritte. Damit sei die kommuna-
le IT-Landschaft in NRW beson-
ders “bunt”. Gusovius unter-
strich, dass “bunt” und effizient
nicht zwingend dasselbe meine.

In den durch die gpaNRW unter-
suchten Verwaltungen werde
der Bereich der IT auf der Ebene
des Verwaltungsvorstandes
häufig nur formal verantwortet,
stellte er weiterhin fest. Vielfach
führe die vermeintliche Notwen-
digkeit von technischem Detail-
wissen zu einer tatsächlichen
Verlagerung der Verantwortung
auf die fachliche Ebene oder so-
gar auf den Dienstleister. Dies
könne dazu führen, dass Lei-
stungsanforderungen nicht im-
mer unter Berücksichtigung der
Interessen der Gesamtverwal-
tung definiert würden. Nur sel-
ten würden Geschäftsprozesse
unter Verknüpfung von IT und
Organisation optimiert. Zudem
treffe die gpaNRW auch unzurei-
chende Transparenz hinsicht-
lich der Ressourceneinsätze an;
so ließen sich erstrebte Effekte
durch den Einsatz von IT nicht
nachweisen. 
Aus diesem Wissen hat die

gpaNRW diese These aufge-
stellt: Betriebsmodell und inter-
nes Steuerungssystem stünden
immer in der Verantwortung der
Verwaltungsführung. Diese
sollte sich u. a. fragen: Habe ich
genügend Einfluss auf die IT-
Leistungserbringung? Sind die
notwendigen Informationen zur
eigenen IT vorhanden? Werden
diese zur Definition von Anfor-
derungen genutzt?
Was hat der Thementag IT ge-

bracht? Die Erkenntnis, dass
die Strategische IT-Steuerung
durch den Verwaltungsvor-
stand ein immens wichtiger
Baustein für die Gestaltung ei-
ner zukunftsfähigen und effi-
zienten Verwaltung ist, ist viel-
fach vorhanden. Die für die Um-
und Durchsetzung einer sol-
chen Steuerung notwendigen
Kompetenzen sind in vielen
Kommunen (noch) nicht in aus-
reichendem Maße vorhanden.
Die gpaNRW will mit ihren Prü-
fungen und Beratungen ihren
Anteil dazu beitragen, dieses
Defizit zumindest deutlich klei-
ner werden zu lassen. 
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Thementag IT der gpaNRW
Strategisches IT-Management als Kernaufgabe kommunaler Verwaltungsvorstände

(BS) Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW (gpaNRW) prüft und berät die Kommunen in Nordrhein-Westfalen nunmehr seit fast 14 Jahren in den
Bereichen der Wirtschaftlichkeit und Rechtmäßigkeit ihrer Aufgabenerfüllung. Der Bereich der IT gehört dabei seit Langem zu den Prüfgebieten
der gpaNRW. Die neben der Prüfung im wettbewerblichen Umfeld erbrachten Beratungsleistungen zu IT-Fragen haben in den letzten Jahren
deutlich an Umfang zugenommen. Dazu tragen sicherlich die große Spezialisierung der Berater und die wohl einzigartige Kenntnis der gpaNRW
über die nordrhein-westfälische (Verwaltungs-)Wirklichkeit bei. Die gpaNRW sieht es auch als ihren Auftrag an, die vor allem in den verglei-
chenden überörtlichen Prüfungen fast aller nordrhein-westfälischen Kommunen gewonnenen Erkenntnisse immer wieder auch einem breiteren
Publikum vorzustellen und zu diskutieren. Anfang Februar griff der “Thementag IT” ein in fast allen Kommunen sehr aktuelles und virulentes
Thema auf: “Noch mehr Verantwortung? Strategisches IT-Management durch den Verwaltungsvorstand”. 

Insgesamt habe die EU zwar
Fortschritte gemacht und mit ei-
nem Wert von 0,52 diesmal bes-
ser abgeschnitten als im letzten
Jahr (0,49), doch die Entwick-
lung könnte schneller gehen. Es
gebe auch große Unterschiede
zwischen den Mitgliedsstaaten.
Die drei Spitzenreiter der EU,
Dänemark, Finnland und
Schweden, seien auch weltweit
führend und liegen noch vor
Südkorea, Japan und den USA. 
Deutschland liegt laut DESI

auf Platz elf und habe vor allem
Nachholbedarf bei der Verbes-
serung von Online-Behörden-
diensten. Bei der Frequenzzu-
teilung könne Deutschland je-
doch mit guten Ergebnissen
aufwarten. Beim Einstieg in die
Nutzung mobiler Breitband-
dienste und schneller Festnetz-
Breitbandanschlüsse würden
die Deutschen aber hinter ande-
ren Europäern zurückliegen.
Bei der Internetnutzung liegen
die Deutschen über dem Durch-
schnitt und machen der Unter-
suchung zufolge bei den digita-
len Kompetenzen gute Fort-
schritte. 87 Prozent der Deut-
schen sind online; sie scheinen
aber ein begrenzteres Spektrum
von Online-Diensten zu nutzen
als andere Europäer. Beim On-
line-Einkauf sind sie jedoch
sehr aktiv. Bei der Integration
der Digitaltechnik mache
Deutschland langsamen Fort-
schritt. Deutsche Unternehmen
seien bei der Nutzung von Soft-
ware für den Informationsaus-
tausch führend. Eine wachsen-
de Zahl von KMU betreibe elek-
tronischen Handel; allerdings
sei ihr Umsatz aus dem Verkauf
über das Internet rückläufig.
“Alle Mitgliedsstaaten sollten
mehr investieren, um den digi-
talen Binnenmarkt voll aus-
schöpfen zu können. Wir wollen

bei der Digitalisierung kein
Europa der zwei Geschwindig-
keiten”, betonte Ansip.
Die größten Fortschritte in der

EU haben Slowenien und die
Slowakei gemacht. Trotz einiger
Verbesserungen hinken mehre-
re Mitgliedsstaaten wie Polen,
Kroatien, Italien, Griechenland,
Bulgarien und Rumänien in ih-
rer digitalen Entwicklung im
Vergleich zu anderen Mitglieds-
staaten immer noch hinterher. 

Stagnation beim deutschen
E-Government

Bei der Verbesserung der On-
line-Interaktion zwischen Be-
hörden und Bürgern zeige
Deutschland nur geringe Fort-
schritte. Angesichts dessen,
dass nur 19 Prozent der Bevöl-
kerung elektronische Behör-
dendienste nutzten, bestehe die
größte Herausforderung darin,
die Online-Interaktion zwischen
Behörden und Bürgern zu ver-
bessern. Auch bei Open Data sei
kein Wachstum zu verzeichnen.
Im Vergleich zum DESI-Index

des Vorjahres blieb der Anteil

der Bevölkerung, die elektroni-
sche Behörden Dienste nutzen
konstant. Hier nimmt Deutsch-
land Rang 23 im europäischen
Vergleich ein. Beim Thema
Open Data schafft es Deutsch-
land mit einem Wert von 51 Pro-
zent auf Platz 20.
Während Deutschlands Per-

formance bei den behördlichen
Online-Diensten weitestgehend
stagniert, steigt die Nutzung im
europäischen Durchschnitt. 34
Prozent der Internetnutzer sen-
deten ausgefüllte Formulare on-
line statt auf Papier an Behör-
den zurück (2013 lag dieser An-
teil noch bei 27 Prozent). Zudem
stehen immer mehr Dienste on-
line zur Verfügung, etwa für die
Anmeldung eines neuen Wohn-
sitzes, Geburtsanzeigen oder
andere Ereignisse.
Der DESI stellt die Leistung der

Staaten in unterschiedlichen
Bereichen dar – von der Inter -
netanbindung  und -nutzung
und digitalen Kompetenzen bis
zur Digitalisierung der Unter-
nehmen und Öffentlichen Dien-
ste.

Einen Gang zulegen
Deutschland bei Digitalisierung in Europa nur auf Platz elf

(BS/lkm) Laut EU-Kommission macht Europa Fortschritte bei der Digitalisierung. Viele Länder müssten aber
noch einen Gang zulegen, wie Andrus Ansip, der für den digitalen Binnenmarkt zuständige Vizepräsident
der Europäischen Kommission, Anfang März bei der Vorstellung des Index für die digitale Wirtschaft und
Gesellschaft (DESI) erklärte.

Grundlage hierfür soll ein hoch-
leistungsfähiges Gigabit-Netz
sein. Für die Realisierung der Di-
gitalen Stadt haben die beteilig-
ten Unternehmen bis jetzt Inves -
titionen in zweistelliger Millio-
nenhöhe in Aussicht gestellt. “In
der Digitalen Stadt definieren wir
Urbanität neu”, erklärte Bitkom-
Hauptgeschäftsführer Dr. Bern-
hard Rohleder. “Das Leben in der
Digitalen Stadt wird so effizient
und bequem, so bürgernah und
umweltfreundlich sein wie in kei-
ner anderen europäischen Stadt.
Wir wollen zeigen, dass Deutsch-
land ein Vorreiter bei der intelli-
genten, digitalen Stadtentwick-
lung sein kann.” 71 Prozent der
Bundesbürger ab 14 Jahren sind
laut einer repräsentativen Um-
frage des Bitkom der Meinung,
dass digitale Technologien eine
höhere Lebensqualität in Städ-
ten ermöglichen. Für den Wett-
bewerb können sich Städte mit
100.000 bis 150.000 Einwoh-
nern bewerben, die über eine gu-
te Verkehrsanbindung sowie ei-
ne Hochschule in der näheren
Umgebung verfügen. 
“Dieser Wettbewerb ist ein ganz

wichtiges Signal für die Städte
und Gemeinden in Deutschland
und kann in der Praxis die gro-
ßen Chancen der digitalen Stadt-
entwicklung und der intelligen-
ten Vernetzung vor Ort erlebbar
machen”, so der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,

Dr. Gerd Landsberg. Großes Po-
tenzial haben nach Angaben des
Bitkom digitale Bürgerdienste,
die von der jeweiligen Stadtver-
waltung angeboten werden. 83
Prozent fordern laut der Bitkom-
Umfrage von ihrer Stadtverwal-
tung die Möglichkeit, Behörden-
gänge vollständig über das Inter-
net erledigen zu können. Und 79
Prozent wünschen sich ein zen-
trales Anmeldeportal für Kitas
und Schulen, um freie Plätze ge-
rechter verteilen zu können. 85
Prozent der Befragten sagen,
dass sie Katastrophen- und Si-
cherheitswarnungen der Behör-
den auf ihrem Smartphone er-
halten wollen. 79 Prozent spre-
chen sich für die Einführung ei-
ner sicheren digitalen Patienten-
akte aus, in der Ärzte, Pfleger
oder Therapeuten die Kranken-
geschichte des Patienten einse-
hen können. 

Breites Bündnis mit 
Unternehmen geschmiedet

Der Bitkom hat in den vergange-
nen Monaten ein breites Bündnis
mit Digitalunternehmen ge-
schmiedet, die das Projekt “Digi-
tale Stadt” mit Produkten und
Dienstleistungen in mindestens
zweistelliger Millionenhöhe un-
terstützen wollen. “Unter unse-
rem Dach versammeln sich das
Know-how und die Wirtschafts-
kraft, die für so ein Projekt nötig
sind. Die beteiligten Unterneh-
men werden investieren und die

Realisierung der Digitalen Stadt
vorantreiben”, sagte Rohleder.
Die Bewerberstädte sollten ihrer-
seits schon mit ihrer Bewerbung
die Unterstützung relevanter Ak-
teure vor Ort nachweisen, etwa
aus der Politik und der lokalen
Wirtschaft sowie von kommuna-
len Unternehmen und Vereinen. 
Jede Stadt soll bei ihrer Bewer-

bung ein eigenes Konzept für ih-
re Vorstellungen von der Digita-
len Stadt einreichen und den ei-
genen Gegebenheiten anpassen.
Die Gewinnerstadt, die Unter-
nehmen und der Bitkom werden
die Digitale Stadt gemeinsam
entwickeln und sie auf die Bedin-
gungen vor Ort abstimmen. Am
Ende entscheide aber die Stadt
selbst über die konkrete Umset-
zung einzelner Projekte, so Roh-
leder.
Neben dem Bitkom und dem

Deutschen Städte- und Gemein-
debund sind bislang folgende
Unternehmen an dem Projekt be-
teiligt: Deutsche Telekom,
Hewlett Packard Enterprise,
SAP, Software AG, Vodafone, Au-
todesk, DJI, DocMorris, DPD Dy-
namic Parcel Distribution, elu-
minocity, eBay, Kathrein, Little
Bird, m.Doc, PTV Group, Sam-
sung, Speed4Trade und vitapho-
ne.

Weitere Informationen zum
Wettbewerb sowie die Bewer-
bungsunterlagen sind abrufbar
unter www.digitalestadt.org . 

Wettbewerb “Digitale Stadt”
Gewinner wird umfänglich mit Technologie ausgestattet

(BS/th) Der Digitalverband Bitkom führt in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund
(DStGB) den Wettbewerb “Digitale Stadt” durch. In der Gewinner-Stadt werden ab Anfang 2018 Infrastruk-
turen in den Bereichen Mobilität, Energie, Gesundheit und Bildung mit neuesten digitalen Technologien aus-
gestattet. Zudem soll die öffentliche Verwaltung dazu angeregt werden, innovative Online-Anwendungen
anzubieten und der Handel für die Digitale Stadt intelligente Lieferdienste bereitstellen.

Werner Haßenkamp, Präsident der gpaNRW, konnte in den Dortmunder West-
falenhallen über 100 kommunale Verwaltungsvorstände zum Thementag IT be-
grüßen. Foto: BS/gpaNRW

Europa macht beim E-Government Fortschritte. In Deutschland hingegen sta-
gnierten das Angebot und die Nutzung behördlicher Online-Dienstleistungen.

Foto: BS/Gerd Altmann, pixelio.de


